
sionen wird die Vorstellung vom »Bürger in
Uniform«, in vielen Ländern der Welt ein noch
nicht angestrebtes, geschweige denn verwirk-
lichtes Konzept, schrittweise praktisch und
konkret in die Zielvorstellung des »Weltbürgers
in Uniform« überführt. In diesem Zusammen-
hang sei es bemerkenswert, daß ehemalige Teil-
nehmer von Friedensmissionen in vielen Län-
dern als Ausbilder künftiger Blauhelmträger
eingesetzt würden, während sie in den Verei-
nigten Staaten ein Spezialtraining zur Wieder-
herstellung ihrer Kampfmoral durchliefen. In
diesen Kontext  gehöre auch der Umstand, daß
die USA – allein gegen den Rest der Welt, aber
diesmal ohne Erfolg – für eine bewaffnete 
»Zivilpolizei«, die auf dem »freien Personal-
markt« rekrutiert werden sollte, eingetreten sei-
en.
Ausgesprochen deutlich kritisiert Eisele realpo-
litische Tendenzen zur Aufwertung regionaler
Organisationen zu sicherheitspolitischen »Sub-
unternehmern« (NATO in Europa, diverse Alli-
anzen in Afrika) (S. 168-179; S. 243-247) und
die Gefahr respektive schon Realität eines prin-
zipienlosen sicherheitspolitischen Akzeptierens
von Allianzen lokaler (afrikanischer) Kriegs-
herren mit multinationalen Unternehmen und
ihren Söldnern (S. 240-243).
Das Buch (und sein Verfasser) läßt sich auch als
Exempel oder gar Studienobjekt ansehen: Ge-
boten wird ein wunderschönes Beispiel zur Illu-
stration des schwierigen und nur langfristig
möglichen Transformationsprozesses von pri-
mär nationalstaatlichen zu menschheitlichen
Konzeptionen der ›Wir-Identität‹. Anders aus-
gedrückt: Beschrieben wird ein Entwicklungs-
prozeß, der bei der ›Vaterlandsverteidigung‹
begann und bei der ›Verteidigung universeller
Werte‹ in der Weltgesellschaft angekommen
ist. JENSNAUMANN r
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Vom überambitionierten Titel ›Deutschland 
in der Weltpolitik‹ sollte man sich nicht ab-
schrecken lassen, auch nicht von Fußnoten,
welche schon einmal zwei Drittel oder gar drei
Viertel einer Druckseite ausmachen können.
Der Verfasser hat eine schier unglaubliche Fül-
le von Quellen ausgewertet und tatsächlich ver-
arbeitet: UN-Dokumente, Gespräche mit Ak-
teuren und Literatur (nicht zuletzt auch die-
se Zeitschrift). Trotz reichlich vorhandener
schriftlicher Quellen kommt den Interviews mit
handelnden Personen bei der behandelten The-
matik besondere Bedeutung zu; in seinem Vor-
wort hat Alexander Graf York von Wartenburg,
von November 1987 bis Dezember 1988 Stän-
diger Vertreter der Bundesrepublik Deutsch-
land bei den Vereinten Nationen, auf die
Schwierigkeit hingewiesen, den Gang der Ver-
handlungen im Sicherheitsrat nachzuzeichnen:
»Denn die Dokumente und Protokolle des Rates

spiegeln meist nur das Ergebnis und die Ober-
fläche der Entscheidungsprozesse wider. Was
zu deren einzelnen Phasen an Motivationen und
Vorüberlegungen, an Positionsänderungen von
Delegationen und ihren Hintergründen beige-
tragen hat, bleibt auch in den Debattenbeiträgen
der öffentlichen Sitzungen oft mehr oder weni-
ger verschleiert.« (S. 8)
Untersucht werden die bisher drei jeweils zwei-
jährigen Amtsperioden der Bundesrepublik
Deutschland in dem mit der Hauptverantwor-
tung für die Wahrung von Weltfrieden und in-
ternationaler Sicherheit betrauten Hauptorgan
der Vereinten Nationen (1977/78, 1987/88 und
1995/96). Außer Betracht bleibt die Ratsmit-
gliedschaft der DDR 1980/81. Akteneinsicht
hatte das Auswärtige Amt dem Verfasser – ei-
nem jungen Offizier im Truppendienst, der
1999 an der Universität der Bundeswehr Ham-
burg mit dieser Arbeit promoviert wurde – je-
denfalls für die Jahre 1977/78 und 1987/88
nicht gewährt; gleichwohl hat es die Druckle-
gung seiner Dissertation gefördert.
Das bedeutet erfreulicherweise nicht, daß die
Unterstützung einer apologetischen Schrift zu-
teil geworden wäre. Freuding kommt zu dem
Urteil, die deutsche Diplomatie habe sich in
New York durchgängig am internationalen Ge-
meinwohl – er nennt es »Staatengemeinschafts-
interesse« – orientiert; dabei sei eine »von Man-
dat zu Mandat zunehmend engagiertere und
emanzipiertere Politik der Bundesrepublik im
Sicherheitsrat« zu beobachten gewesen (S.
481). An vielen einzelnen Punkten muß er aber
auch Defizite konstatieren und zeigt die weni-
ger glanzvollen Seiten des Agierens in New
York auf. In der ersten Amtsperiode war die
Haltung gegenüber dem Südrhodesien der
weißen Siedler so »ambivalent« (S. 197) wie
die zum Nahen Osten »profillos« war (S. 215).
Auch für die Amtszeit 1987/88 bleibt bezüglich
des Nahost-Konflikts diese Charakterisierung
gültig (S. 314). Hier erfährt man von dem Ver-
such der (west)deutschen Diplomatie, die
grundlegende Resolution 242(1967) des Rates
fortzuschreiben, wenn auch die Konturen des
Vorhabens nicht so recht erkennbar werden.
Nach dem Scheitern dieses Versuchs (S. 255f.)
wurde die Nahost-Politik de facto wieder den
(parteiischen) US-Amerikanern überlassen. Im-
merhin war in der gleichen Amtperiode, ab dem
Herbst 1987, eine Kurskorrektur gegenüber
Südafrika zu beobachten; die Kritik am Apart-
heidregime fiel nun deutlicher aus.
Die Haltung gegenüber Pretoria, vor allem die
exzellenten Wirtschaftsbeziehungen zu dem
Minderheitsregime in der Kaprepublik, hatte in
den ersten Jahren der UN-Mitgliedschaft die
Beziehungen zu den Staaten Afrikas und gene-
rell des weltpolitischen Südens empfindlich be-
einträchtigt. 1995/96 war dies längst schon Ge-
schichte; nun standen andere Themen im Vor-
dergrund des politischen Interesses. Aber auch
im Balkan-Konflikt sind nicht nur positive Lei-
stungen auszumachen; Freuding kritisiert die
»deutsche Beihilfe zur Kapitulation der Weltor-
ganisation« (S. 337) und spricht von der »Bon-
ner Akzeptanz der Untergrabung der Autorität
des Sicherheitsrates bei den Bemühungen zur
Beilegung des Konfliktes auf dem Gebiet des
ehemaligen Jugoslawien« (S. 473).
Der Verfasser hält fest, daß die vom Auswärti-

gen Amt betriebene deutsche UN-Politik unter
der mangelnden Beteiligung anderer Ressorts
und geringem politischem wie Medien-Interes-
se leidet. So sei in der letzten Amtszeit anläßlich
der »Diskussion um die Weiterentwicklung des
Friedenssicherungsinstrumentariums« die stär-
kere Profilierung Deutschlands als Mitglied des
Rates verhindert worden durch die »innenpoliti-
sche oder besser: interressortliche Auseinander-
setzung um eine intensivere Einbindung deut-
scher Streitkräfte in die multilateralen Mecha-
nismen der Weltorganisation..., obwohl Bonn
zumindest finanziell seine freiwilligen Beiträge
für friedenserhaltende Maßnahmen im Zuge der
SR-Mitgliedschaft mehr als verdoppelt hatte«.
(S. 464) In der Debatte des Rates zur Fortent-
wicklung der ›Agenda für den Frieden‹ im Ja-
nuar 1995 mußte Botschafter Gerhard Henze,
›zweiter Mann‹ der deutschen Vertretung, aus-
weichend argumentieren; die eigentlich beab-
sichtigte konkrete Bennennung von personellen
Beiträgen im Rahmen des Systems der Verfü-
gungsbereitschaftsabkommen unterblieb. Unter-
schiedliche Akzentsetzungen wurden auch eini-
ge Monate später deutlich, als es um die Luftan-
griffe auf Stellungen der Serben in Bosnien-
Herzegowina ging. »Ausdrücklich« bezog sich
der Ständige Vertreter Tono Eitel »in seiner
Stellungnahme auf die Resolution 836(1993)
als Legitimationsgrundlage für die NATO-
Luftschläge und unterstrich damit den kollekti-
ven, delegatorischen Charakter des ... Einsatzes,
während Bundesverteidigungsminister Rühe die
Luftschläge, an de(nen) auch Bundeswehr-Tor-
nados beteiligt waren, eindeutig als Maßnah-
men der NATO bewertete, die lediglich völker-
rechtlich durch den Sicherheitsrat legitimiert
waren«. (S. 355)
Freuding würdigt einige selbst der politisch in-
teressierten Öffentlichkeit wenig bekannte Er-
folge wie die Vermittlertätigkeit gegenüber der
Regierung in Teheran bei der Erarbeitung der
Resolution 598(1987) des Rates, mit welcher
der Weg zur Beendigung des Ersten Golfkriegs
geebnet wurde, oder den Vorstoß zur Verurtei-
lung des Giftgaseinsatzes durch Irak. Dabei ge-
lang es der Bonner Diplomatie nicht nur, »erst-
mals den Chemiewaffeneinsatz im Golfkrieg in
Resolutionsform zu verurteilen, sondern – als
Premiere in der Geschichte des Sicherheitsrates
– auch eine Entscheidung zur Art der Krieg-
führung herbeizuführen«. (S. 276) Hervorgeho-
ben wird auch die erfolgreiche Bewältigung der
Aufgabe eines Vorsitzenden des zur Überwa-
chung der Irak-Sanktionen eingesetzten Aus-
schusses des Rates (S. 408ff.).
Zugleich erfährt man Aufschlußreiches über 
die tatsächlichen Machtverhältnisse im Sicher-
heitsrat; im Falle Angola etwa hatte eine Troika
das Sagen, die aus den Vereinigten Staaten,
Rußland und der ehemaligen Kolonialmacht
Portugal bestand. Ging es um Haiti, so waren
die nicht zur informellen Gruppe der ›Freunde
Haitis‹ gehörenden Länder vom Entscheidungs-
prozeß des Rates faktisch ausgeschlossen; die
Gruppe wiederum wurde von den USA domi-
niert.
Trotz des Umfangs, trotz der insgesamt 2 639
Fußnoten – dem an den Vereinten Nationen und
der deutschen UN-Politik interessierten Leser
tut sich geradezu eine Fundgrube auf.
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